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                  Die Politik der Türkei im Schwarzmeerraum ist nicht nur das Ergebnis eines komplexen
                     Verhältnisses zu Russland, sondern auch eines schwierigen Verhältnisses zum Westen.
                     Insbesondere die Politik der Vereinigten Staaten im Nahen Osten hat großen Einfluss
                     darauf, wie sich Ankara in der Schwarzmeerregion positioniert.
                  

               

               	
                  Ein wichtiges Merkmal der Schwarzmeerregion war und ist die gemeinsame Vorstellung
                     der Türkei und Russlands von einer regionalen Ordnung, die externe Akteure ausschließt.
                     Dies zeigt sich in der Art und Weise, wie die Türkei nach dem Ausbruch des Krieges
                     in der Ukraine den Vertrag von Montreux interpretiert hat und wie die Schwarzmeer-Getreide-Initiative
                     zustande kam.
                  

               

               	
                  Der Vertrag von Montreux weist Ankara eine entscheidende Rolle bei der Begrenzung
                     außerregionaler Flotten im Schwarzen Meer zu. Dies ergibt sich zum einen aus der türkischen
                     Kontrolle der Meerengen. Zum anderen bestehen vertraglich festgelegte Tonnagegrenzen
                     für Kriegsschiffe von Nichtanrainerstaaten, die sich vorübergehend im Schwarzen Meer
                     aufhalten dürfen.
                  

               

               	
                  Das Lavieren Ankaras trägt wesentlich dazu bei, dass der Westen über die außenpolitische
                     Orientierung der Türkei verunsichert ist. Seine sicherheitspolitische Verankerung
                     in der Nato stellt Ankara jedoch nicht in Frage.
                  

               

               	
                  Neben der Sicherung seiner Führungsrolle in der Schwarzmeerregion geht es Ankara auch
                     darum, seine wirtschaftlichen Interessen durchzusetzen.
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            Problemstellung und Schlussfolgerungen

            Im Juni 2022 hat die Nato auf ihrem Gipfel in Madrid ein neues Strategisches Konzept
               verabschiedet. Demnach stellt Russland »die größte und unmittelbarste Bedrohung für
               die Sicherheit der Verbündeten und für Frieden und Stabilität im euroatlantischen
               Raum« dar. Dem stimmten alle Mitgliedstaaten zu, auch die Türkei. Im Verhältnis zu
               Russland geht Ankara jedoch einen Sonderweg: Auch seitdem Russland am 24. Februar
               2022 seinen Krieg gegen die Ukraine begonnen hat, verfolgt die Türkei unverändert
               einen parallelen Ansatz von Abschreckung gegen und Dialog mit Russland. Die Positionierung
               der Türkei wird oft mit derjenigen von Staaten des Globalen Südens verglichen, die
               sich nicht für eine Seite entscheiden wollen. Dieser Vergleich ist unter anderem deshalb
               unzutreffend, weil es für Ankara zwei Ebenen des Konflikts gibt: die Nato-Russland-Konfrontation
               und das Konkurrenzverhältnis zwischen Russland und sich selbst. Nicht zuletzt aus
               diesem Grund baut Ankara seine militärische Kooperation mit der Ukraine aus.
            

            Besonders bekannt sind die türkischen Kampfdrohnen Bayraktar TB2, die am Anfang des
               Krieges zum Symbol des ukrainischen Widerstands gegen Russlands Invasion wurden. Bereits
               nach der Krim-Annexion 2014 haben die Türkei und die Ukraine ihre Zusammenarbeit im
               Verteidigungsbereich intensiviert. Die Bereitschaft Ankaras, zur militärischen Stärkung
               der Ukraine beizutragen, beschränkt sich aber nicht nur auf die Lieferung und gemeinsame
               Produktion von Kampfdrohnen. Im Rahmen des Abkommens vom Oktober 2020 hat sich die
               Türkei bereit erklärt, zwei Korvetten der ADA-Klasse für die Ukraine zu bauen. Diese
               sollen Medienberichten zufolge mit Harpoon-Schiffsabwehrraketen ausgerüstet werden.
            

            Bekanntlich hat die Türkei 2014 die Annexion der Krim durch Russland als illegal verurteilt.
               Hinsichtlich der Souveränität und territorialen Integrität der Ukraine steht Ankara
               eindeutig auf der Seite Kyjiws. Auch bei den einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung
               der Vereinten Nationen (UN) stimmt es stets zugunsten der Ukraine. Bei der Abstimmung
               über die Suspendierung Russlands aus dem Europarat enthielt sich die Türkei jedoch.
               Und wie schon 2014 schloss sie sich nach dem 24. Februar 2022 den westlichen Sanktionen
               gegen Moskau nicht an.
            

            Im Dialog mit Russland zu bleiben hat es der Türkei ermöglicht, sich als Vermittler
               zwischen Moskau und Kyjiw einen Namen zu machen. Ein bedeutsames Ergebnis dessen ist
               die Schwarzmeer-Getreide-Initiative, die im Juli 2022 zustande kam. Sie ist keine
               perfekte Lösung, hat aber die Ausfuhr von ukrainischem Getreide möglich gemacht, wenn
               auch in begrenztem Umfang. Besorgniserregend für Ankaras westliche Bündnispartner
               ist allerdings, dass die Türkei nicht nur dem Kreml hilft, die Sanktionen zu umgehen,
               sondern davon profitiert.
            

            So wirft die türkische Politik im Ukrainekrieg erneut Fragen nach dem außenpolitischen
               Kurs Ankaras auf, der nicht vollständig mit dem seiner Verbündeten übereinstimmt.
               Um die aktuelle Positionierung Ankaras im Ukrainekrieg zu verstehen, ist es hilfreich,
               zurückzublicken auf die Politik der Türkei im Schwarzmeerraum seit dem Ende des Ost-West-Konflikts.
               Dabei zeigt sich, dass bereits damals zwischen ihr und ihren westlichen Verbündeten
               erhebliche Unterschiede in der Wahrnehmung der geopolitischen Lage bestanden. Für
               die Türkei stellte der Zusammenbruch der Sowjetunion zunächst die eigene Bedeutung
               als strategischer Anker an der Südflanke des westlichen Bündnisses in Frage. Zudem
               brachte die amerikanische Nahostpolitik für sie neue sicherheitspolitische Probleme
               mit sich. Während sich die Kluft zwischen den regionalen Interessen und Bedrohungswahrnehmungen
               Ankaras und denen des Westens vertiefte, nahm die Kooperation der Türkei mit Russland
               zu. Diese beschränkt sich nicht nur auf gemeinsame Erdgasprojekte. Die beiden Länder
               teilen vielmehr eine gemeinsame Vision der regionalen Ordnung im Schwarzmeerraum,
               die darauf abzielt, externe Akteure in Schach zu halten. Für die Türkei bedeutet dies,
               dass sie ihre eigene Führungsrolle in der Region sichern und ihre wirtschaftlichen
               Interessen verfolgen kann.
            

            Eines der Hauptanliegen Ankaras in der Region des Schwarzen Meeres lautet nach wie
               vor, das doppelte Machtgleichgewicht aufrechtzuerhalten: zwischen den Anrainer- und
               den Nichtanrainerstaaten auf der einen Seite sowie zwischen Russland und sich selbst
               auf der anderen. Dies ist nicht nur auf die historische und aktuelle Verwundbarkeit
               der Türkei gegenüber Russland zurückzuführen. Ein weiterer Grund ist das Misstrauen
               Ankaras gegenüber Washington, das sich nach dem Ende des Kalten Krieges zunehmend
               als Macht in der Schwarzmeerregion etabliert. Der Krieg in der Ukraine hat diese beiden
               miteinander verknüpften Dynamiken deutlich zu Tage treten lassen.
            

            Es ist unwahrscheinlich, dass sich der Alleingang der Türkei innerhalb der Nato gegenüber
               Russland im Schwarzmeerraum ändern wird. Dennoch sollten aus dieser regionalen Strategie
               Ankaras keine allgemeingültigen Schlussfolgerungen gezogen werden. Das gilt vor allem
               für die sicherheitspolitische Verankerung Ankaras in der Nato.
            

            

         

      

   
      
         
            Wettbewerb um regionale Führung

            Das Ende des Ost-West-Konflikts war für die Türkei gleichzeitig eine Herausforderung
               und eine Chance: Einerseits verlor ihre Rolle an der Südflanke der Nato nach dem Zerfall
               der Sowjetunion an Bedeutung.1 Hinzu kam, dass die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 1989 die von ihr angestrebte
               Mitgliedschaft ablehnte, was in der Türkei Unsicherheit über die künftige Gestaltung
               ihrer Beziehungen zum Westen verursachte.2 Anderseits nutzte sie die Gelegenheit, einen eigenen »unipolaren Moment« im Schwarzmeerraum
               zu schaffen, indem sie die Federführung für ein Integrationsprojekt übernommen hat.
               Die Überlegung dabei war, dass regionale politische Stabilität durch eine auf Wirtschaft
               fokussierte Zusammenarbeit erreicht werden könnte. Zugleich sah der damalige türkische
               Präsident Turgut Özal darin einen »Plan B«, falls eine Mitgliedschaft seines Landes
               in der Europäischen Union (EU) in weiter Ferne bleiben sollte.3

            Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts strebte Ankara eine auf Wirtschaft fokussierte
               Zusammenarbeit im Schwarzmeerraum an.
            

            Ein von Özal initiiertes Gipfeltreffen fand 1992 in Istanbul statt und ebnete den
               Weg für die Organisation der Schwarzmeer-Wirtschaftskooperation (Black Sea Economic
               Cooperation, BSEC). Ein Grundgedanke der BSEC war Inklusivität, weshalb ihre 1999
               verabschiedete Charta nur freiwillige Austritte aus der Organisation vorsieht.4 Zu den Gründungsmitgliedern gehören neben den Anrainerstaaten des Schwarzen Meeres
               – Türkei, Bulgarien, Rumänien, Ukraine, Russland und Georgien – auch Griechenland,
               Albanien, Armenien, Aserbaidschan und Moldau. Aktuell hat die BSEC zusammen mit Serbien
               und Nordmazedonien 13 Mitglieder.
            

            Trotz der bewaffneten Konflikte, die Anfang der 1990er Jahre im Schwarzmeerraum ausbrachen
               (Karabach, Abchasien, Südossetien, Transnistrien), suchte die Organisation der BSEC
               die wirtschaftliche Entwicklung auszubauen. Vor allem die Zusammenarbeit in Energiefragen
               sollte als Antrieb für die Integration dienen, wobei man sich inspirieren ließ von
               der Rolle, die Kohle und Stahl bei der Entstehung der EU spielten.5 Die BSEC-Organisation hebt in ihrer Selbstdarstellung zwei wichtige Faktoren für
               die Entwicklung der Zusammenarbeit hervor: die reichen Energieressourcen der Region
               und deren vorteilhafte Lage als Verkehrskorridor Europas.6

            Die Annahme, dass das Schwarze Meer ein bedeutender Knotenpunkt ist, der mehrere Regionen
               miteinander verbindet und daher als Katalysator für die regionale Zusammenarbeit fungieren
               könnte, erwies sich jedoch als Fehlschluss.7 Das Integrationspotenzial der Organisation der BSEC blieb aufgrund unterschiedlicher
               außenpolitischer Stoßrichtungen der beteiligten Staaten beschränkt.8 Dies hat letztlich dazu geführt, dass in der Region verschiedene institutionelle
               Bindungen entstanden sind (siehe Karte 1, Seite 9). 
            

            Das geopolitisch geleitete Zerwürfnis zwischen den BSEC-Teilnehmerstaaten wurde bereits
               Mitte der 1990er Jahre sichtbar. So hat das Treffen der Delegationen aus Georgien,
               der Ukraine, Aserbaidschan und Moldau in Wien im Rahmen der ersten Überprüfungskonferenz
               des KSE-Vertrags (Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa) 1996 die Organisation
               für Demokratie und Wirtschaftsentwicklung GUAM ins Leben gerufen.9 Ziel dabei war, eine »politische, wirtschaftliche und strategische Allianz« zu gründen,
               eine Kooperation mit der EU und der Nato anzustreben sowie den Verkehrskorridor Europa–Kaukasus–Asien
               (Transport Corridor Europe-Caucasus-Asia, TRACECA) zu schaffen.10

            Eine stärkere Unterstützung durch den Westen in Fragen der Demokratie und Konfliktlösung
               suchten die Ukraine und Georgien mit der Gründung der Gemeinschaft der Demokratischen
               Wahl (Community of Democratic Choice, CDC) zusammen mit Estland, Lettland, Litauen,
               Moldau, Rumänien, Slowenien und Nordmazedonien im Dezember 2005. Bei der Frage, wie
               die Sicherheitslage in der Region stabilisiert werden könne, stand die Logik der CDC
               allerdings in Widerspruch zu derjenigen der BSEC. Laut der CDC solle man zuerst die
               Konflikte lösen, was die wirtschaftliche Entwicklung befördern würde, während die
               Organisation der BSEC eher die wirtschaftliche Zusammenarbeit als einen Schritt in
               Richtung politische Stabilität ansah.11

            Im Juni 2006 initiierte Rumänien ein weiteres Gebilde – das Schwarzmeerforum für Dialog
               und Partnerschaft (Black Sea Forum for Dialogue and Partnership, BSF). Rumänien, Armenien,
               Aserbaidschan, Georgien, Moldau und die Ukraine haben sich für eine Mitgliedschaft
               entschieden, die Türkei und Bulgarien für einen Beobachterstatus.12 Dabei war für Ankara die konkurrierende Absicht Bukarests besonders problematisch,
               durch ein neues Forum »Kohärenz zwischen den Aktivitäten der verschiedenen Formationen
               in der Region« einschließlich der BSEC herzustellen.13

            Mit dem EU-Beitritt Rumäniens und Bulgariens im Januar 2007 zeigte schließlich die
               EU ein aktives Interesse am Schwarzmeerraum und veröffentlichte im April 2007 einen
               entsprechenden Leitfaden: Black Sea Synergy – A New Regional Cooperation Initiative. Die darin enthaltene geografische Fassung der Region stimmt mit derjenigen der Organisation
               der BSEC größtenteils überein.14 Angesichts der Gaskrise zwischen Russland und der Ukraine 2005–2006 war die Energiesicherheit
               ein wichtiges Thema für die EU. Eine Zusammenarbeit zwischen ihr und der BSEC-Organisation
               wurde zwar angezielt, gestaltete sich jedoch schwierig. Zum einen standen die Prioritäten
               der EU wie zum Beispiel Demokratieförderung nicht an erster Stelle für die BSEC, zum
               anderen war Letztere besorgt, dass ihre regionale Führungsrolle in Frage gestellt
               werden könnte.15
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                           Quellen: Organisation der BSEC, »Member States« (online, eingesehen am 1.9.2023); Jennifer D. P. Moroney/Sergei Konoplyov, »Ukraine,
                                 GUUAM, and Western Support for Sub-Regional Cooperation in Europe’s Security Gray
                                 Zone«, in: Jennifer D. P. Moroney u. a. (Hg.), Ukrainian Foreign and Security Policy. Theoretical and Comparative Perspectives, Westport, CT/London: Praeger, 2002, S. 179–195; Jean-Christophe Peuch, »Ukraine: Regional Leaders Set Up Community of Democratic Choice«, Radio Free Europe, 2.12.2005 (online, eingesehen am 5.1.2023); Caterina Preda, »A Comparison of Caribbean
                                 and Black Sea Regionalisms«, in: Ruxandra Ivan (Hg.), New Regionalism or No Regionalism? Emerging Regionalism in the Black Sea Area, Abingdon/New York, NY: Routledge, 2016 (The International Political Economy of New
                                 Regionalisms Series), S. 205–222.

                        
                     

                  
               

            

            Aus Sicht der USA verhinderte die Anhäufung von Institutionen – BSEC, GUAM, CDC, BSF –,
               dass sie ihrerseits eine Schwarzmeerstrategie entwickelten.16 Für ihr Engagement im Schwarzmeerraum waren, wie für die EU, Energiesicherheit, Konfliktlösung
               und Demokratieförderung die drei zentralen Themen.17

            Die heutige Sicht Washingtons auf das Schwarze Meer orientiert sich primär an den
               Herausforderungen, die Russland, China und der Nahe Osten darstellen. Mit den Worten
               des ehemaligen Oberbefehlshabers der US-Truppen in Europa, Ben Hodges, liegt das Schwarzmeer
               »im Zentrum von vier großen Kräften: Demokratie an seinem westlichen Rand, russischer
               militärischer Aggression im Norden, chinesischer finanzieller Aggression im Osten,
               Instabilität im Nahen Osten in seinem Süden«.18 Im Juli 2022 wurde im US-Senat ein Gesetzentwurf eingebracht, der diese Interessenlage
               widerspiegelt, der Black Sea Security Act of 2022. Demnach soll der Westen der doppelten Herausforderung durch Russland und China entgegenwirken,
               indem die Zusammenarbeit zwischen der Nato und der EU gestärkt, die Demokratie in
               der Region gefördert und die wirtschaftlichen Beziehungen mit der Region ausgebaut
               werden. Der Türkei kommt darin die Rolle »eines Schlüsselverbündeten in der Schwarzmeerregion
               und eines Bollwerks gegen den Iran« zu.19 Außerdem sieht der amerikanische Black Sea Security Act of 2022 die Unterstützung der Drei-Meere-Initiative (Three Seas Initiative, 3SI) vor.
            

            An der im August 2016 ins Leben gerufenen 3SI nehmen Estland, Lettland, Litauen, Polen,
               Tschechien, die Slowakei, Ungarn, Slowenien, Österreich, Kroatien, Rumänien und Bulgarien
               teil (siehe Karte 2, Seite 11).20 Die Initiative versteht sich als »eine politisch inspirierte, kommerziell getriebene
               Plattform zur Verbesserung der Konnektivität zwischen zwölf EU-Mitgliedstaaten, die
               zwischen Ostsee, Adria und Schwarze[m] Meer« gelegen sind.21 Ihr Hauptanliegen ist, in den Bereichen Transport, Energie und digitale Interkonnektivität
               zu kooperieren.22 Besonders wichtig bei der Gründung der 3SI war das Bestreben, die Energieabhängigkeit
               von russischem Gas zu reduzieren. Dabei konvergieren die Interessen der mitteleuropäischen
               EU-Mitglieder mit denen der USA, die sich sowohl politisch als auch finanziell bei
               der 3SI engagieren.23 
            

            Darüber hinaus wurde der mitteleuropäische Zusammenhalt – bereits kurz vor Gründung
               der 3SI – auch sicherheitspolitisch gestärkt, und zwar auf Initiative Polens und Rumäniens:
               Die beiden Länder organisierten im November 2015 »einen Minigipfel der Nato-Mitglieder,
               die die Ostflanke des Bündnisses vertreten«.24 Die daraus entstandene Bukarest Neun (B9), zu der außerdem die baltischen Staaten,
               Tschechien, die Slowakei, Ungarn und Bulgarien gehören, prägte die Ergebnisse des
               Nato-Gipfels in Warschau im Juli 2016, indem sie erfolgreich für eine verstärkte Vornepräsenz
               (enhanced Forward Presence, eFP) in der Region eintrat.25
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            Die Türkei führt seit 2016 einen trilateralen Dialog mit den B9-Initiatoren Polen
               und Rumänien auf Außenministerebene.26 Die Teilnahme Ankaras bei der 3SI bleibt dagegen ungewiss.27 Die 3SI wird einerseits von türkischen Experten als Möglichkeit gesehen, die Beziehungen
               mit den USA wieder ins Lot zu bringen.28 Anderseits äußerten amerikanische Experten schon bevor der türkische Präsident Recep
               Tayyip Erdoğan und sein russischer Amtskollege Wladimir Putin ab 2016 ihre enge Partnerschaft
               etablierten die Ansicht, die Türkei sei »kein idealer Verbündeter«. Grund für derartige
               Äußerungen waren die Unstimmigkeiten zwischen Washington und Ankara über die Syrienstrategie
               sowie das Interesse Ankaras an russischem Gas.29

            

            

         

      

   
      
         
            Positionierung Ankaras in Erdgasprojekten

            Die institutionelle Führung Ankaras im Schwarzmeerraum durch die Organisation der
               BSEC wurde letztlich verhindert durch die Auswirkungen der geopolitischen Konfrontation
               zwischen Russland und dem Westen. Daher versuchte die Türkei (und versucht bis heute),
               verstärkt ihre geografische Lage im Schwarzmeerraum zu nutzen, um sich im Energiebereich
               als unverzichtbarer Partner sowohl für Russland als auch den Westen zu etablieren.
            

            Ankara geht es nicht mehr darum, eine Brückenfunktion zwischen Ost und West einzunehmen.

            Die Positionierung der Türkei in Sachen Erdgaspipelines spiegelt einige Grundlagen
               ihrer Außenpolitik wider, die nach dem Ende des Ost-West-Konflikts zunehmend zu Tage
               getreten sind. Erstens geht es ihr nicht mehr darum, eine Brückenfunktion zwischen
               Ost und West einzunehmen, sondern darum, einen äquidistanten Mittelmachtstatus zu
               erringen. Zweitens hält sie – trotz der Konfrontation zwischen Russland und dem Westen
               – die Zusammenarbeit mit beiden Seiten für möglich. Drittens stehen hinter diesem
               Balanceakt eigene wirtschaftliche Prioritäten als treibende Faktoren. Die Energiepolitik
               Ankaras macht deutlich, dass sich die Türkei zwar nicht dem Einfluss anderer Akteure
               entziehen, aber von ihrer geografischen Lage profitieren kann, um eigene Regeln aufzustellen.
            

            Parallel zu den Ambitionen Ankaras, in Energiefragen größeres Gewicht zu erlangen,
               änderte sich in den 2000er Jahren ebenso seine geopolitische Selbstwahrnehmung.30 Zuvor hatte sich die Türkei als Transitstaat für Erdgaspipelines gesehen und damit
               ihre geopolitische Position als Brücke gefestigt. Für den damaligen Außenminister
               Ahmet Davutoğlu, der für das Land eine außenpolitische Doktrin der »strategischen
               Tiefe« entwickelte, war der Begriff »Brücke« jedoch zu eng, da er die Rolle der Türkei
               als eigenständiger Akteur beschränke.31 Stattdessen beanspruchte Davutoğlu für sie die Rolle eines geopolitisch »zentralen
               Landes« (merkez ülke). Den Ausgangspunkt dafür bilde ihre günstige geografische Lage: »Als großes Land
               inmitten der afroeurasischen Landmasse ist die Türkei ein zentrales Land mit mehreren
               regionalen Identitäten, die sich nicht auf eine einheitliche Kategorie reduzieren
               lassen. Was ihren Einflussbereich betrifft, so ist die Türkei gleichzeitig ein Land
               des Nahen Ostens, des Balkans, des Kaukasus, Zentralasiens, des Kaspischen Meeres,
               des Mittelmeers, des Golfs und des Schwarzen Meeres.«32 Dementsprechend wurde für den Energiesektor das Ziel formuliert, nicht mehr als Transitland,
               sondern als Gasdrehscheibe zu fungieren.33

            Dass sowohl Russland als auch die EU auf die Türkei als Transitland angewiesen sind,
               zeigt sich an dem Netz von Erdgaspipelines, die durch die Türkei verlaufen (siehe
               Karte 3, Seite 14). Für den Eigenbedarf bezieht Ankara seit 2003 russisches Erdgas über die Pipeline
               Blue Stream sowie seit 2020 über TurkStream. Letztere wird darüber hinaus für den
               Transit verwendet: Über sie werden auch Süd- und Südosteuropa beliefert. Zudem ist
               die Türkei als Teil des Südlichen 
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                           Quellen: Grundlage sind Daten des Global Energy Monitors/Global Gas Infrastructure Trackers (online, eingesehen am 31.5.2023); Akhmed Gumbatov, »Completing the Southern Gas Corridor. SGC in a Post-pandemic World«, in: Baku Dialogues, 4 (2020) 1, S. 116–127 (online, eingesehen am 15.4.2023); Filippo Maria Margheritini,
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            Gaskorridors, der den Kaspischen Raum mit Südeuropa verbindet, ein Schlüsselpartner
               für die Energiediversifizierung der EU.34 Der Südliche Gaskorridor besteht derzeit aus der Südkaukasus-Pipeline (auch bekannt
               als Baku-Tiflis-Erzurum-Pipeline, BTE), der Transanatolischen Pipeline (TANAP) in
               der Türkei und der Transadriatischen Pipeline (TAP) in Griechenland, Albanien und
               Italien. Die TAP und TurkStream sind die Ergebnisse zweier konkurrierender Projekte
               der EU und Russlands, nämlich Nabucco und South Stream, die nicht wie geplant umgesetzt
               bzw. abgesagt wurden. 
            

            Die EU hat die Nabucco-Pipeline 2004 zum »prioritären Projekt« erklärt.35 Die Türkei sollte als Transitland kaspisches Gas weiter nach Bulgarien, Rumänien
               und Ungarn bis zum österreichischen Gasspeicher in Baumgarten liefern. Als Lieferanten
               waren ursprünglich Iran, Turkmenistan und Aserbaidschan vorgesehen, jedoch kam schließlich
               nur Aserbaidschan in Frage. Als Reaktion auf Nabucco haben der russische Konzern Gazprom
               und der italienische Energiekonzern Eni 2007 das alternative Projekt South Stream
               vorgeschlagen. Griechenland, Bulgarien, Serbien und Ungarn waren ebenfalls an South
               Stream interessiert, wobei Bulgarien und Ungarn bereits an Nabucco beteiligt waren.36 Auch die Türkei sah Nabucco und South Stream nicht als konkurrierende Projekte an,
               sondern als Chance, eine größere Rolle auf den Ost-West- und Nord-Süd-Energierouten
               gleichzeitig zu spielen.37 Im August 2009 unterzeichneten Erdoğan und Putin ein Abkommen, in dem die Türkei
               Russland das Recht zur Nutzung ihrer Hoheitsgewässer für den Bau der South Stream
               einräumte.
            

            Bei seiner Positionierung zu Erdgasprojekten verfolgt Ankara naturgemäß eigene Interessen.
               So verknüpfte es bei den Gesprächen mit der EU über die Nabucco-Pipeline den europäischen
               Gasbedarf und die eigene geografische Lage mit dem Verhandlungsprozess über den EU-Beitritt.38 Gegenüber Aserbaidschan beharrte die Türkei auf 15 Prozent Rabatt für Gaslieferungen
               aus dem Land, was zu einem Streit der ansonsten in enger Partnerschaft verbundenen
               Staaten führte.39 Einigen Analysten zufolge waren es eher die lange dauernden Verhandlungen über den
               Gaspreis und die Transitgebühren zwischen Ankara und Baku, die die Realisierungschance
               für das Nabucco-Projekt verringerten, als die angestrebte Zusammenarbeit zwischen
               der Türkei und Russland im South-Stream-Projekt.40 Nabucco hatte jedoch eher mit grundsätzlichen Problemen wie etwa mangelnder Finanzierung
               und fehlenden Erdgaslieferanten zu kämpfen.41

            Im Dezember 2014 hat Russland das Projekt South Stream gestoppt und sich stattdessen
               für den Bau von TurkStream entschieden.42 Damit wurde die Türkei zum unverzichtbaren Transitpartner Russlands. In den 1990er
               Jahren führte die einzige Transitroute für Erdgas von Gazprom nach Europa durch die
               Ukraine. Mit der Fertigstellung der Jamal-Pipeline über Belarus und Polen nach Deutschland
               im Jahr 1999 erwarb Gazprom eine alternative Transitroute.43 Auch beim Bau der durch die Ostsee verlaufenden Nordstream 1 und Nordstream 2 stand
               für Russland das Ziel im Vordergrund, die Abhängigkeit von Transitländern zu reduzieren.
               Gegenwärtig sind nur noch die Ukraine und die Türkei als Transitkorridore für russisches
               Gas verblieben.44

            Ein wichtiger Grundstein für die türkisch-russische Zusammenarbeit im Energiesektor
               wurde bereits Ende der 1990er Jahre mit der Blue-Stream-Pipeline gelegt. Dieses Erdgasprojekt
               wurde anfangs in der Türkei stark kritisiert. Aus Sicht des damaligen Premierministers
               Bülent Ecevit sowie einflussreicher Bauunternehmen bot es aber eine Lösung, um den
               steigenden Energiebedarf im Land zu decken.45 Als einzige Alternative zu russischem Gas kamen damals Gaslieferungen über die Transkaspische
               Pipeline in Frage. Allerdings mangelte es dieser Initiative an ausreichender Finanzierung.
               Zudem erwiesen sich ungelöste Streitfragen im Kaspischen Meer zwischen Iran, Turkmenistan
               und Aserbaidschan als Hindernisse.
            

            Blue Stream hat einerseits das bilaterale Verhältnis erheblich verbessert, anderseits
               aus der Perspektive Ankaras zur Abhängigkeit der Türkei von Russland beigetragen.46 Umgekehrt ist aber auch Russland auf die Türkei angewiesen: Der Krieg in der Ukraine
               hat seine Abhängigkeit von ihr als Transitland für russisches Gas weiter verstärkt.
               In diesem Zusammenhang ist auch der Vorschlag Putins an Erdoğan vom Oktober 2022 zu
               sehen, in der Türkei eine Gasdrehscheibe aufzubauen. Damit kommt er einem lange gehegten
               Wunsch Ankaras entgegen. Die Aussichten bleiben indes unsicher. Zweifel bestehen unter
               anderem an den Ausbaumöglichkeiten von TurkStream und an der Nachfrage nach russischem
               Gas in Europa.47

            Die Türkei möchte nicht nur als bedeutender Transitkorridor und energiepolitische
               Drehscheibe eine Rolle spielen, sondern verfolgt überdies das Kernanliegen, ihre Erdgasimporte
               zu diversifizieren. Der Anteil russischen Gases an den türkischen Gasimporten ist
               von 44,9 Prozent im Jahr 2021 auf 39,5 Prozent im Jahr 2022 gesunken, Gazprom bleibt
               aber der führende Anbieter.48 Darüber hinaus importiert die Türkei Erdgas aus Aserbaidschan und Iran über Pipelines
               sowie aus den USA, Algerien, Ägypten, Nigeria und Katar in verflüssigter Form, als
               LNG.
            

            Am 21. August 2020 verkündete Präsident Erdoğan den Fund des Gasfelds »Sakarya« im
               Schwarzen Meer. Die Entdeckung wurde im Einklang mit Davutoğlus Idee vom »zentralen
               Land« als »historischer Tag« gefeiert – oder wie es der damalige Minister für Schatzwesen und Finanzen, Berat Albayrak, ausdrückte:
               Die Türkei sei »weder Ost noch West«, sondern »die neue Achse«.49 Es wird geschätzt, dass die Nutzung des aufgespürten Feldes 25 Prozent des Inlandsbedarfs
               der Türkei für 25 bis 28 Jahre abdecken kann.50

            

            

         

      

   
      
         
            Die türkisch-russische Sicht der regionalen Ordnung

            Ankara und Moskau sind im Schwarzmeerraum nicht nur über Erdgaspipelines verbunden,
               sondern auch durch ein gemeinsames Verständnis der regionalen Ordnung. Den Grundstein
               dieses Verständnisses bildet die Überzeugung, dass beide ihre Interessen am besten
               ohne die Beteiligung westlicher Akteure wahren können. Dabei geht es nicht um die
               Präsenz des Westens als solche, sondern um die Auswirkungen der vom Westen intendierten
               Demokratieförderung, genauer: um die wahrgenommene Verbreitung westlicher Werte. In
               diesem Zusammenhang lässt sich eine zentrale Konfliktlinie zwischen Russland und der
               Türkei auf der einen Seite und dem Westen und anderen Anrainerstaaten des Schwarzen
               Meeres auf der anderen Seite beobachten. 
            

            Die zentrale Streitfrage im Schwarzmeerraum ist, wie sich Stabilität am besten erreichen
               lässt.
            

            Der Kernstreit dreht sich um die Frage, wie Stabilität am besten erreicht werden kann.
               Besonders umstritten ist der Einfluss der Demokratieförderung auf die regionale Ordnung
               und Sicherheit. Sowohl Moskau als auch Ankara sehen in der Demokratieförderung der
               westlichen Akteure im Schwarzmeerraum eine Quelle der Instabilität. Die Beweggründe
               für ihre Ablehnung westlicher Einflussnahme unterscheiden sich jedoch: Für Russland
               geht es seit dem Ende des Ost-West-Konflikts darum, der Ausdehnung transatlantischer
               und europäischer Institutionen in seine unmittelbare geografische Nachbarschaft entgegenzuwirken.
               Für die Türkei wiederum ist es wichtig, die eigene Führungsrolle in der Region ohne
               den Westen zu sichern, aber – wie sie es sieht – auch nicht gegen den Westen.
            

         

      

   
      
         
            
               Moskaus Perspektive

               Russlands Widerstand gegen eine Nato-Mitgliedschaft postsowjetischer Staaten ist bekannt.
                  Dabei sticht die Ukraine besonders hervor. Die Euromaidan-Revolution in der Ukraine
                  2013–2014 wurde in Moskau mit der perspektivischen Ausweitung einer US-amerikanischen
                  Militärpräsenz im Schwarzen Meer in Verbindung gebracht.51 Für Putin wäre dies eine Herausforderung für Russland als Seemacht, für dessen Status
                  als Großmacht sowie für den Erhalt des russischen Staates, da alle drei Aspekte aus
                  Sicht des Kremls eng miteinander verknüpft sind.52

               Dabei steht aus Moskauer Perspektive das Schwarze Meer in direktem Zusammenhang mit
                  dem Nordkaukasus, das heißt mit der territorialen Integrität Russlands. Wie der erste
                  Präsident des Landes, Boris Jelzin, 1996 sagte: »Russland wird nicht Russland sein
                  ohne das Schwarze Meer ... Das ist nicht nur eine Frage der Geschichte, nicht nur
                  eine Frage nationaler Gefühle und des Prestiges. Russland braucht eine Flotte im Schwarzen
                  Meer, um seine Schwarzmeerprovinzen und den Nordkaukasus zuverlässig zu schützen.«53 In diesem Kontext bilden das Kaspische, das Asowsche und das Schwarze Meer im strategischen
                  Denken Russlands einen einheitlichen Raum, der nicht nur der Machtprojektion im Mittelmeer,
                  auf dem Balkan und im Nahen Osten, sondern auch dem Schutz seiner Südgrenzen dient.54 Die strategische Verbindung, die aus Sicht des Kremls zwischen Krim, Schwarzem Meer
                  und Nordkaukasus besteht, spiegelt sich nicht zuletzt in russischen Militärübungen
                  wider.55 
               

            

         

      

   
      
         
            
               Ankaras Perspektive

               Das zunehmende Engagement der USA im Schwarzmeerraum in den 2000er Jahren, das in
                  ihrer Demokratieagenda seinen Ausdruck fand, wurde auch in der Türkei kritisch gesehen.56 Dabei spielten die Auswirkungen der US-amerikanischen Intervention in Irak 2003 eine
                  entscheidende Rolle für die türkische Sichtweise. So projizierte Ankara die Instabilität
                  im Nahen Osten, die als Folge der Politik der USA entstand, auf den postsowjetischen
                  Raum und betrachtete schließlich den Krieg in Irak sowie die Farbrevolutionen in Georgien
                  (2003), der Ukraine (2004) und in Kirgisistan (2005) als miteinander zusammenhängende
                  Ergebnisse der US-amerikanischen Politik unter dem Dach der Demokratieförderung.57

               Diese Lesart lag auch der Reaktion der türkischen Führung auf den Krieg zwischen Georgien
                  und Russland im August 2008 zugrunde. Die Absicht der USA, die der US Navy zugeordneten
                  Krankenhausschiffe USNS Mercy und USNS Comfort zur Unterstützung Georgiens zu entsenden,
                  stieß in Ankara auf Widerstand. Seiner Meinung nach hätte dies zur regionalen Destabilisierung
                  ähnlich wie im Nahen Osten geführt.58 Nach dem Krieg vom August 2008 initiierte Ankara eine »Plattform für Stabilität und
                  Zusammenarbeit im Kaukasus«, denn wie der damalige Außenminister der Türkei, Ali Babacan,
                  erklärte: »Die Kaukasusländer müssen eine funktionierende Methode entwickeln, um Lösungen
                  für ihre Probleme von innen heraus zu finden.«59 Diesen Ansatz nach der Logik »regionale Lösungen für regionale Probleme« teilt auch
                  Russland.60

               Ankaras Ziel war es jedoch nicht nur, der privilegierten Rolle Russlands in der Region
                  Rechnung zu tragen.61 Stabilität im Südkaukasus ist ebenso für die wirtschaftlichen Interessen der Türkei
                  und ihre Präsenz in Zentralasien wichtig.62 Der wirtschaftliche Aspekt sowie die Verbindung zwischen Südkaukasus und Zentralasien
                  aus Sicht Ankaras zeigen sich auch in der türkischen Unterstützung des Mittleren Korridors,
                  einer von Aserbaidschan, Georgien und Kasachstan ins Leben gerufenen Handelsroute,
                  die seit dem Krieg in der Ukraine nicht nur für die Türkei selbst, sondern gleichermaßen
                  für die EU an Bedeutung gewonnen hat.63

               Neben der Sicherung der Stabilität in der Region um das Schwarze Meer geht es Ankara
                  auch um die eigene Führungsrolle.
               

               Neben der Sicherung der Stabilität in der Region um das Schwarze Meer geht es Ankara
                  auch um die eigene Führungsrolle. Dies betrifft vor allem Fragen der maritimen Sicherheit.
                  Dabei agiert Ankara im Sinne der Aufrechterhaltung des Status quo im Schwarzmeerraum.
                  2001 initiierte die Türkei eine maritime Kooperation mit allen Anrainerstaaten, die
                  BlackSeaFor (Black Sea Naval Force). 2004 folgte mit Black Sea Harmony eine weitere
                  maritime Operation. Dabei war die Türkei stets darauf bedacht zu betonen, dass ihre
                  Initiativen keiner weiteren Präsenz der Nato bedürften.64 Schließlich sei das transatlantische Bündnis im Schwarzmeerraum mit ihr sowie Rumänien
                  und Bulgarien, die seit 2004 Nato-Mitglieder sind, bereits vertreten.
               

               In dem Ansatz, den Ankara im Schwarzmeerraum verfolgt, lässt sich die kollektive Verteidigung
                  nach der Logik der Nato zwar erkennen, allerdings vermischt sie sich mit dem Konzept
                  der kollektiven Sicherheit mit Russland. Das Bestreben, Moskau nicht zu provozieren,
                  zieht sich als roter Faden durch die Politik der Türkei im Schwarzmeerraum.65 Dies hat nicht nur mit ihren Erfahrungen mit Russland in der Vergangenheit zu tun,
                  sondern ebenso mit ihrem komplizierten Verhältnis zum Westen.66 Ankara sieht seinen Balanceakt, den es seit der Krim-Annexion durch Russland 2014
                  vollführt, im Zusammenhang mit der damaligen Unentschlossenheit des Westens und der
                  Angst, vom Westen im Stich gelassen zu werden gegenüber Russland.67 
               

               

               

            

         

      

   
      
         
            Bewahrung des doppelten Gleichgewichts im Schwarzen Meer

            »Die Ukraine ist wie ein Damm, der weiteren russischen Einfluss und Druck in der Region
               aufhält. Wenn die Ukraine fällt, wird dies direkte Auswirkungen auf die Türkei haben«,
               sagte ein türkischer Politiker im Januar 2022, als die Spannungen zwischen Russland
               und dem Westen mit dem Aufmarsch russischer Truppen an der Grenze zur Ukraine zunahmen.68 Somit hätte man nach dem Beginn des Krieges in der Ukraine am 24. Februar 2022 erwarten
               können, dass sich Ankara weniger ambivalent positioniert. Es bestand die Hoffnung,
               der Krieg würde eine Chance bieten für eine Annäherung zwischen der Türkei und ihren
               westlichen Bündnispartnern.69

            Als Ankara am 28. Februar 2022 die Regelungen des Vertrags von Montreux für den Fall
               eines Krieges im Schwarzen Meer umgesetzt hat, hat es damit jedoch signalisiert, dass
               es seinen Balanceakt fortsetzt. Unter Berufung auf Artikel 19 zu Kriegsschiffen kriegführender
               Parteien hat Ankara die Durchfahrt durch die Meerengen für Kriegsschiffe sowohl von
               Anrainer- wie Nichtanrainerstaaten blockiert.70 Damit reagierte Ankara zwar auf die Forderung der Ukraine, die Meerengen für russische
               Kriegsschiffe zu schließen; gleichzeitig hat diese Entscheidung aber auch erhebliche
               Auswirkungen auf die Zufahrt von Kriegsschiffen seiner westlichen Bündnispartner.
            

            Ankaras Schritte zeigen, dass sein Kerninteresse im Schwarzen Meer nach wie vor lautet,
               die Machtbalance aufrechtzuerhalten.71 Zwei Aspekte sind hier zu unterscheiden: Erstens geht es der Türkei darum, nachteilige
               Auswirkungen der Konfrontation zwischen Russland und dem Westen auf ihre Sicherheit
               zu vermeiden. Als zentrales Instrument hierfür dient der Vertrag von Montreux, den
               Ankara im Sinne der kollektiven Sicherheit auslegt. Dadurch bewahrt die Türkei aus
               ihrer Sicht die Stabilität, was nicht nur ihr selbst, sondern auch den anderen Anrainer-
               sowie den Nichtanrainerstaaten zugute komme.72 Zweitens geht es gleichermaßen um die Machtbalance zwischen Russland und der Türkei
               selbst. Eine wichtige Rolle spielt dabei die strategische Partnerschaft mit Kyjiw,
               die Ankara infolge der Krim-Annexion 2014 durch Russland aufgebaut hat.
            

         

      

   
      
         
            
               Der Vertrag von Montreux

               In seinem strategischen Denken über den Schwarzmeerraum räumt Ankara maritimen Belangen
                  Vorrang vor allen anderen Sicherheitsfragen ein.73 Besonderen Wert legt die Türkei auf die Kontrolle der Meerengen, die sie durch den
                  Vertrag von Montreux erlangt hat.74 Mit diesem Vertrag verbindet sie sowohl die regionale Sicherheitslage als auch ihre
                  Souveränität, denn er zählt zu den Gründungsdokumenten der Türkischen Republik.75

               Bis 1774, als das Osmanische Reich die Kontrolle über die Krim verlor, war das Schwarze
                  Meer dreihundert Jahre lang osmanisch. Der Vertrag von Lausanne 1923 definierte die
                  neuen Grenzen des türkischen Staates, jedoch ohne ihm die Kontrolle über die Meerengen
                  zu überlassen. Gemäß diesem Vertrag überwachte eine internationale Kommission die
                  Durchfahrt von Schiffen, und das Gebiet um die Meerengen sollte entmilitarisiert werden.
                  Erst mit dem Vertrag von Montreux aus dem Jahr 1936 hat sich die Türkei die Souveränität
                  über den Bosporus, das Marmarameer und die Dardanellen wieder gesichert.
               

               Ankaras Bestreben, das Meerengen-Regime von Lausanne zu ändern, stieß in Moskau auf
                  Verständnis.76 Bereits bei den Verhandlungen über den Vertrag von Lausanne waren die Vorschläge
                  Moskaus bezüglich der Frage der Entmilitarisierung »mehr protürkisch« als die der
                  türkischen Delegation, da Moskau die Verteidigungsrechte Ankaras unterstützte.77 Außerdem war es sowohl bei den Verhandlungen über den Vertrag von Lausanne als auch
                  bei denen über den Vertrag von Montreux ein grundsätzliches Anliegen der Sowjetunion,
                  Nichtanrainerstaaten fernzuhalten, damit das Schwarze Meer ein mare clausum wird.
               

               Dass die Türkei durch den Vertrag von Montreux die Meerengen kontrollierte, war für
                  die Sowjetunion ungünstig. Kemal Atatürk versicherte aber der sowjetischen Seite,
                  die Zusammenarbeit im Schwarzen Meer, genauer gesagt die »sowjetisch-türkische Freundschaft«,
                  sei bedeutsamer als der Vertrag von Montreux.78 Stalin hingegen war der Ansicht, dass eine gemeinsame sowjetisch-türkische Kontrolle
                  wünschenswerter wäre. Sowjetische Forderungen an die Türkei im Jahr 1945, das Meerengen-Regime
                  von Montreux zu ändern sowie die Provinzen Kars und Ardahan an die Sowjetunion zurückzugeben,
                  gelten heute als das entscheidende Ereignis, das eine Wende in der türkischen Außenpolitik
                  bewirkte ― denn nicht zuletzt deswegen wurde die Türkei 1952 Nato-Mitglied.79

               Der Vertrag von Montreux regelt nicht nur die Durchfahrt von Kriegsschiffen durch
                  die Meerengen, sondern auch die Sicherheitslage im Schwarzen Meer.
               

               Heutzutage sind sich Ankara und Moskau einig, dass der Vertrag von Montreux beibehalten
                  werden muss. Denn seine Bedeutung besteht darin, dass er nicht nur die Durchfahrt
                  von Kriegsschiffen durch die Meerengen regelt, sondern auch die Sicherheitslage im
                  Schwarzen Meer. Wie es in der Präambel heißt, geht es um die Sicherheit der Türkei
                  und diejenige der anderen Anrainerstaaten des Schwarzen Meeres. Daher genießen die
                  Anrainer Vorzugsrechte, während es für Kriegsschiffe der Nichtanrainer Sonderregelungen
                  gibt.80 
               

               In Friedenszeiten zum Beispiel müssen Nichtanrainerstaaten Ankara im Voraus über die
                  Passage von Kriegsschiffen informieren, und Kriegsschiffe von Nichtanrainerstaaten
                  dürfen sich höchstens 21 Tage im Schwarzen Meer aufhalten; überdies ist die Tonnage
                  begrenzt.81 Dies kommt insbesondere Russland zugute, da es ihm ermöglicht, seine maritime Dominanz
                  gegenüber der Nato zu sichern. Forderungen Rumäniens, Bulgariens und der USA nach
                  einer stärkeren Nato-Präsenz im Schwarzen Meer stoßen bei der Türkei regelmäßig auf
                  Widerstand. Aus Sicht Ankaras ist der Vertrag von Montreux ein unabdingbares Instrument,
                  um die Eskalation zwischen Großmächten im Schwarzmeer zu vermeiden.82

            

         

      

   
      
         
            
               Die strategische Partnerschaft der Türkei mit der Ukraine

               Vom 1. bis 9. September 2016 führte die Nato in Georgien die Militärübung »Agile Spirit«
                  durch, mit 1.200 Teilnehmern aus Georgien, Bulgarien, Lettland, Rumänien, der Ukraine
                  und den USA.83 Zeitgleich hat Russland vom 5. bis 10. September 2016 in seinen südlichen Regionen
                  sowie im Schwarzen und im Kaspischen Meer die Militärübung »Kavkaz 2016« mit 12.500
                  Soldaten abgehalten. Die Übungen beider Seiten fanden in unmittelbarer Nähe zueinander
                  statt.
               

               Nach der Durchführung der Militärübung sagte der Chef des Generalstabs der russischen
                  Streitkräfte, Armeegeneral Waleri Gerassimow, die russische Schwarzmeerflotte sei
                  in der Lage, »einen potenziellen Feind zu vernichten, sobald er seine Stützpunkte
                  verlässt«.84 Dafür habe Russland folgende Kapazitäten: »Aufklärungsgeräte, die Ziele in einer
                  Entfernung von bis zu 500 Kilometern aufspüren können, Mittel zur Zerstörung. Allein
                  Bastion‑P hat eine Reichweite von 350 Kilometern. Bis hin zum Bosporus.« Gerassimow
                  fügte hinzu: »Vor einigen Jahren standen die Kampffähigkeiten der Flotte in krassem
                  Gegensatz zu denen der türkischen Marine, als es hieß, dass die Türkei das Schwarze
                  Meer fast vollständig beherrscht. Jetzt ist alles anders.«85 Im Westen und in der Türkei wurde Gerassimows Botschaft überwiegend als an Ankara
                  gerichtet interpretiert.86 Und in der Tat erinnert man sich in der Türkei heute noch sehr genau an Gerassimows
                  Aussagen vom September 2016.87 
               

               Die Türkei hat bereits nach der Krim-Annexion begonnen, die Ukraine militärisch zu
                  unterstützen.
               

               So misst Ankara einer strategischen Partnerschaft mit Kyjiw große Bedeutung bei und
                  hat bereits nach der Krim-Annexion begonnen, die Ukraine militärisch zu unterstützen,
                  um seinem Dialog mit Russland etwas entgegenzusetzen.
               

               Ein Blick in die Vergangenheit offenbart ein besonderes Band in den türkisch-ukrainischen
                  Beziehungen: die Verbindung Ankaras mit den Krimtataren aufgrund von deren kultureller
                  und historischer Verwandtschaft. Dies war auch ein Grund dafür, dass der damalige
                  türkische Präsident Süleyman Demirel 1994 und 1998 die Ukraine besuchte.88 Bereits nach dem Ende der Sowjetunion unterstützte die Türkei die Krimtataren in
                  der Ukraine. 1944 waren sie durch Stalin deportiert worden und Anfang der 1990er Jahre
                  in die Ukraine zurückgekehrt. Die Türkische Agentur für Zusammenarbeit und Entwicklung
                  (TIKA) finanzierte zum Beispiel Wohn- und Kulturprojekte für sie.
               

               Betrachtet man die Gegenwart, richtet sich das gemeinsame Interesse Ankaras und Kyjiws
                  ebenso auf eine Kooperation in den Bereichen Militär und Rüstungsindustrie, da sie
                  einen hohen Grad an Konvergenz aufweisen. Trotzdem ist es vor allem die Konfrontation
                  zwischen Russland und dem Westen, die die Beziehungen zwischen der Türkei und der
                  Ukraine am stärksten beeinflusst. Sie hat die Partnerschaft zwischen Ankara und Kyjiw
                  einerseits intensiviert, setzt ihr anderseits aber auch Grenzen.89

               Schon nach dem Zerfall der Sowjetunion leitete Ankara erste Schritte ein, um Beziehungen
                  zur Ukraine aufzubauen. Allerdings änderten sich deren Prioritäten ab 1994 unter ihrem
                  damaligen Präsidenten Leonid Kutschma. Die Integration mit dem Westen wurde strategisch
                  aufgewertet, während die Zusammenarbeit mit der Türkei in den Hintergrund trat.90 Bis zur Annexion der Krim durch Russland im Jahr 2014 herrschte in der ukrainischen
                  Außenpolitik ein striktes West-Ost-Paradigma vor. Dies hatte zur Folge, dass das Potenzial
                  der Zusammenarbeit mit Ankara nicht voll ausgeschöpft wurde.91

               Im März 2014 war die Türkei unter den 100 Ländern, die der Resolution 68/262 der UN-Generalversammlung
                  zur Ungültigkeit des Krim-Referendums zugestimmt haben. Im Gegensatz zu den westlichen
                  Staaten hat sich die Türkei aber auch damals nicht den Sanktionen gegen Russland angeschlossen.
                  Doch begann Ankara 2015 damit, Militärgüter an die Ukraine zu liefern, und strebte
                  eine militärische Kooperation mit Kyjiw an.92 Im Mai 2016 beschwerte Erdoğan sich darüber, dass das Schwarze Meer »fast zu einem
                  russischen Meer« geworden sei.93 Im selben Monat haben Ankara und Kyjiw einen Plan zur militärischen Zusammenarbeit
                  unterschrieben, der die operativen Fähigkeiten der Streitkräfte der Ukraine (AFU)
                  verbessern sollte. Wie aus den AFU-Berichten hervorgeht, zielte die Planung der praktischen
                  Maßnahmen darauf ab, die Zusammenarbeit mit der Türkei zu intensivieren; ferner sollte
                  erreicht werden, dass die AFU im Jahr 2020 reif für den Beitritt zur Nato sind.94

               2019 wurde unter dem damaligen ukrainischen Staatschef Petro Poroschenko eine Vereinbarung
                  über die Lieferung türkischer Drohnen an die Ukraine abgeschlossen. Im September 2020
                  hat der aktuelle ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj in der neuen Nationalen
                  Sicherheitsstrategie neben Aserbaidschan, Georgien, Litauen und Polen auch die Türkei
                  als »strategischen Partner« Kyjiws bezeichnet.
               

               2021 hat sich die Politik der Ukraine gegenüber den von Russland besetzten Gebieten
                  geändert: der Ansatz »Erst Donbas, dann Krim« wurde revidiert zu »Erst Krim, dann
                  Donbas«.95 Dementsprechend hat Kyjiw im August 2021 die Krim-Plattform gegründet, um internationale
                  Aufmerksamkeit zu gewinnen und die Besetzung der Krim durch Russland langfristig zu beenden.96 Dies sollte unter anderem dadurch gelingen, dass eine Nichtanerkennungsstrategie
                  für die Krim erarbeitet und die Sanktionen gegenüber Russland wirksam durchgesetzt
                  werden. Zudem wollte die Ukraine ihre maritimen Fähigkeiten stärken. In Zusammenarbeit
                  mit Großbritannien hat sie 2021 den Bau von zwei Marinestützpunkten geplant, in Otschakiw
                  am Schwarzen Meer sowie in Berdjansk am Asowschen Meer.97 Außerdem verhandelte sie mit den USA und Großbritannien über die Lieferung von Anti-Schiffs-Raketen.
                  Doch lediglich die Türkei erklärte sich dazu bereit, der Ukraine diese bereitzustellen.98

               Vor dem Ausbruch des Krieges im Februar 2022 betrachteten US-Experten die Verteidigungsbeziehungen
                  zwischen der Türkei und der Ukraine mit der Sorge, ob sie Russland einen Vorwand für
                  militärische Aktionen liefern könnten, anstatt die Verteidigungsfähigkeit der Ukraine
                  zu verbessern.99 Im April 2021 warnte der russische Außenminister die Türkei offen davor, »die militaristischen
                  Stimmungen in der Ukraine zu nähren«. Dabei bezog er sich auf die türkischen Kampfdrohnen
                  Bayraktar TB2.100 Im Oktober 2021 berichteten die ukrainischen Streitkräfte, eine türkische Drohne
                  im Donbas eingesetzt zu haben.101 Kreml-Sprecher Dmitri Peskow sprach von einer »Destabilisierung«, während Außenminister
                  Sergej Lawrow den Drohneneinsatz zuerst in Frage stellte, indem er sagte: »Wir sind
                  gerade dabei, diese Informationen zu überprüfen … Es ist sehr schwierig, zwischen
                  Wahrheit und Fiktion zu unterscheiden.«102

               In der erweiterten Sitzung des russischen Außenministeriums am 18. November 2021 machte
                  Putin deutlich, dass er als Hauptkontrahent nur die USA ansehe, und forderte das russische
                  Außenministerium auf, »auf ernsthafte langfristige Garantien zu drängen, die Russlands
                  Sicherheit gewährleisten«.103 Ein Vertrag mit den USA sollte diese Garantien aus Moskauer Sicht festigen.104

               Für die Ukraine stellte die strategische Partnerschaft mit der Türkei vor dem Krieg
                  »den Schlüssel zur Sicherheit im Schwarzen Meer« dar. Der ukrainische Außenminister
                  Dmytro Kuleba schrieb im Oktober 2021: »Während die Nato über ihre Strategie in der
                  Schwarzmeerregion nachdenkt und sich bemüht, in einem zunehmend turbulenten Umfeld
                  Stabilität und Sicherheit zu gewährleisten, bieten die Ukraine und die Türkei ein
                  nachahmenswertes Modell, indem sie ihre strategische Partnerschaft durch eine Vertiefung
                  der politischen, militärischen und technischen Zusammenarbeit aktiv ausbauen.«105 Die türkische Seite wollte jedoch diesen »Schlüssel zur Sicherheit im Schwarzen Meer«
                  mit Russland teilen. Schon im November 2021 kündigte Erdoğan seine Bereitschaft an,
                  ein Treffen zwischen Selenskyj und Putin zu organisieren.
               

               

               

               

            

         

      

   
      
         
            Der Krieg in der Ukraine und Ankaras geostrategisches Multitasking

            Die geografische Lage der Türkei, ihre Nato-Mitgliedschaft und Präsident Erdoğans
               Aktivismus haben es Ankara ermöglicht, sich als wichtiger Akteur im Ukrainekrieg zu
               positionieren. Dank ihrer Beziehungen zu Russland und zur Ukraine hat die Türkei die
               Schwarzmeer-Getreide-Initiative federführend organisiert, um die Ausfuhr von ukrainischem
               Getreide zu erleichtern. Des Weiteren können die westlichen Verbündeten Ankaras die
               Norderweiterung der Nato nicht ohne die Türkei zum Abschluss bringen. Die unverzichtbare
               Rolle Ankaras fordert jedoch von allen Parteien einen Preis. 
            

            Für Russland und die Ukraine überwiegen die Vorteile einer Partnerschaft mit der Türkei
               die Kosten.
            

            Für Russland und die Ukraine überwiegen die Vorteile einer Partnerschaft mit der Türkei
               die Kosten. Ankara scheint von der Erwartung auszugehen, dass in den Beziehungen zu
               seinen westlichen Partnern Gleiches gilt.
            

            Die Positionierung Ankaras im Ukrainekrieg ist aber nicht nur durch die bilateralen
               Beziehungen zu Russland, der Ukraine und seinen westlichen Partnern bedingt, sondern
               ebenfalls dadurch, dass die Schwarzmeerregion nicht seine einzige und nicht seine
               größte sicherheitspolitische Sorge ist.
            

         

      

   
      
         
            
               Ankara als Vermittler zwischen Russland und der Ukraine

               In den ersten Monaten nach Ausbruch des Krieges im Februar 2022 hat sich die Türkei
                  als Vermittler zwischen Russland und der Ukraine erfolgreich durchgesetzt gegen Mitbewerber
                  wie Israel und Frankreich.106 Ankara hat kontinuierlich mitgewirkt beim Austausch von Kriegsgefangenen zwischen
                  den Kriegsparteien. Am 10. März 2022 hat es am Rande des Antalya Diplomacy Forums
                  ein erstes hochrangiges trilaterales Treffen organisiert, bei dem die Außenminister
                  der Ukraine und Russlands zusammenkamen. Am 29. März 2022 fanden in Istanbul Gespräche
                  zwischen einer ukrainischen und einer russischen Verhandlungsdelegation über Friedenslösungen
                  statt; sie stellten zum damaligen Zeitpunkt ein bedeutendes Momentum dar. Die Verlagerung
                  des Verhandlungsorts von Belarus nach Istanbul hat die Rolle der Türkei zweifellos
                  gestärkt. Ankara hat sich dadurch mit den Positionen der Ukraine und Russlands vertraut
                  gemacht und seine Sichtbarkeit auf internationaler Ebene erhöht.
               

               Bei diesen Friedensgesprächen in Istanbul Ende März 2022 unterbreitete die ukrainische
                  Seite Vorschläge für Sicherheitsgarantien, in denen die Bedingungen für einen bündnisfreien
                  und atomwaffenfreien Status der Ukraine umrissen wurden. Kyjiw äußerte auch die Bereitschaft
                  zu separaten Verhandlungen über die Krim und Sewastopol auf bilateraler Basis binnen
                  15 Jahren.107 Es gibt unterschiedliche Ansichten darüber, warum die Friedensgespräche nach März
                  2022 abgebrochen wurden.108 Ein wichtiger Grund war die Tötung von Zivilisten in ukrainischen Städten, insbesondere
                  in Butscha und Irpin, über die Anfang April 2022 in den Medien berichtet wurde. Nach
                  einer anderen Interpretation war es der Besuch des damaligen britischen Premierministers
                  Boris Johnson am 9. April 2022 in Kyjiw, der Selenskyj weitere militärische Unterstützung
                  der Ukraine im Kampf gegen Russland versprach. Damit verbunden ist eine dritte Deutung,
                  nämlich der starke Glaube der Ukrainer an ihre Fähigkeit, Russland zu besiegen.109

               Ankara hatte gehofft, mit den Gesprächen in Istanbul einen Waffenstillstand bewirken
                  zu können. Auf Butscha reagierte es mit der Forderung nach einer Untersuchung.110 Nach dem Treffen der Nato-Außenminister am 4. und 5. April 2022 teilte der damalige
                  türkische Außenminister Mevlüt Çavuşoğlu seinen Eindruck mit, dass »einige Nato-Mitgliedstaaten
                  wollen, dass der Krieg in der Ukraine weitergeht, um Russland zu schwächen«.111

            

         

      

   
      
         
            
               Die Schwarzmeer-Getreide-Initiative

               Ein greifbares Ergebnis der Vermittlungsbemühungen Ankaras ist zweifelsfrei das Getreideabkommen
                  vom 22. Juli 2022. Es verdeutlicht das Potenzial der regionalen Führung im Schwarzmeerraum
                  durch die Türkei. Wie das Zustandekommen der Schwarzmeer-Getreide-Initiative zeigt,
                  ist das Abkommen auch ein Ergebnis der türkisch-russischen Partnerschaft und des regionalen
                  Konfliktmanagements der beiden Länder, das in den benachbarten Konfliktzonen im Nahen
                  Osten und im Südkaukasus ebenfalls zu beobachten ist.112 
               

               Bereits im Mai 2022 hatte Ankara Verhandlungen mit Moskau und Kyjiw über die Ausfuhr
                  von Getreide begonnen.113 Die EU zog ihrerseits einen Marineeinsatz im Schwarzen Meer in Erwägung, um Frachter
                  mit ukrainischem Getreide zu eskortieren.114 Währenddessen führte Russland Gespräche mit den Vereinten Nationen über die Lösung
                  von Problemen, die im Zusammenhang mit den gegen das Land erlassenen Sanktionen entstanden
                  waren. Obwohl der Westen keine Embargos gegen russische Düngemittel und russisches
                  Getreide verhängt hatte, wirkten (und wirken) sich die Sanktionen auf Logistik, Versicherungen
                  und Banküberweisungen aus, sodass der Export dieser Produkte verhindert wurde bzw.
                  bis heute wird.
               

               Am 4. Juni 2022 teilte der damalige Berater des türkischen Präsidenten, İbrahim Kalın,
                  mit, dass der Getreideexport über den Seeweg »spätestens in 3–5 Wochen« möglich sein
                  werde.115 Medienberichten zufolge hatten die Türkei und Russland einen Plan für die Sicherung
                  der Transportwege ausgearbeitet, wobei sie die Ukraine nicht einbezogen hatten.116 Er sah vor, dass die türkische Seite bei der Räumung der Minen um den Hafen von Odessa
                  helfen sollte und die Getreideschiffe begleiten würde, die gemäß der Forderung Russlands
                  zu kontrollieren wären. Für die Koordination sollte ein Zentrum in Istanbul eingerichtet
                  werden.117

               Der türkisch-russische Plan war für die Ukraine allerdings problematisch. Kyjiws Hauptsorge
                  war, dass Russland den Hafen von Odessa nach der Minenräumung angreifen würde. Die
                  Klärung der Sicherheitslage war für Kyjiw Voraussetzung für den Export des Getreides.
                  Außerdem hatte Kyjiw erwartet, dass die Nato sich beteiligen würde. Im Einzelnen mussten
                  aus Sicht eines Experten folgende Bedingungen für die Ukraine erfüllt sein: »das Vorhandensein
                  ausreichender Anti-Schiffs-Raketen in der Ukraine; die Anwesenheit von Kriegsschiffen
                  nicht nur aus der Türkei, sondern auch aus anderen Nato-Ländern, denen die Ukraine
                  vertrauen kann (Rumänien, Bulgarien); die Entmilitarisierung der Schlangeninsel; der
                  Rückzug der russischen Schiffe auf ihre Stützpunkte und die Einstellung der Feindseligkeiten«.118

               Die Ukraine nutzte unterdessen für den Getreideexport zwei alternative Transportwege
                  über Polen bzw. Rumänien (Solidaritätskorridore zwischen der EU und der Ukraine);
                  geplant war zudem, einen dritten Weg über das Baltikum zu schaffen.119 Im Hinblick auf die Menge, die Dauer und die Kosten ist der Seeweg über das Schwarze
                  Meer allerdings am effizientesten. Vor dem Krieg wurden 90 Prozent der ukrainischen
                  Getreideexporte über Schwarzmeerhäfen abgewickelt.
               

               Am 22. Juli 2022 trafen sich Delegationen der Türkei, Russlands, der Ukraine und der
                  Vereinten Nationen in Istanbul, um das Getreideabkommen abzuschließen, das aus zwei
                  Teilen besteht: Der erste ist die Schwarzmeer-Getreide-Initiative (Initiative für den sicheren Transport von Getreide und Lebensmitteln aus ukrainischen Häfen), die die Türkei, Russland und die Ukraine als Parteien nennt. Unterschrieben wurde
                  sie vom Infrastrukturminister der Ukraine, Oleksandr Kubrakow, und dem damaligen Verteidigungsminister
                  der Türkei, Hulusi Akar, sowie von UN-Generalsekretär António Guterres als Zeugen.
                  Die Schwarzmeer-Getreide-Initiative galt jeweils für 120 Tage, mit automatischer Verlängerung,
                  sofern kein Einspruch erfolgte. Die Aufsichts- und Koordinierungsfunktion hatte ein
                  gemeinsames Koordinierungszentrum (JCC) in Istanbul, bestehend aus Vertretern der
                  UN, der Türkei, Russlands und der Ukraine. Gemeinsame Inspektionsteams überprüften
                  die ukrainischen Schiffe. Die Initiative erstreckte sich auf drei ukrainische Häfen –
                  Odessa, Tschornomorsk und Juschne. 
               

               Der zweite Teil ist das Memorandum of Understanding zwischen der Russischen Föderation und dem Sekretariat
                        der Vereinten Nationen zur Förderung des Zugangs russischer Lebens- und Düngemittel
                        zu den Weltmärkten. Es gilt für die Dauer von drei Jahren und wurde unterzeichnet von UN-Generalsekretär
                  Guterres und dem ersten Vize-Ministerpräsidenten der russischen Regierung, Andrei
                  Beloussow.
               

               Die Schwarzmeer-Getreide-Initiative wurde international als wesentlicher Beitrag zur
                  Milderung der globalen Ernährungskrise anerkannt.120 Die Türkei hoffte, diese Initiative könnte auch ein Schritt in Richtung Waffenstillstand
                  sein. Darüber hinaus war es für das Image des Landes im Nahen Osten und in Afrika
                  wichtig, Ankara im Globalen Süden, der von der Nahrungsmittelkrise stark betroffen
                  war, als führenden Akteur zu präsentieren.121 Aber es gibt auch wirtschaftliche Gründe für Ankaras Vorgehen: 70 Prozent der türkischen
                  Weizenimporte stammen aus Russland, 17 Prozent aus der Ukraine. Gleichzeitig rangiert
                  die Türkei als weltweit zweitgrößter Teigwarenexporteur.122 Laut Medienberichten hat die Ukraine ihr im Kontext des Abkommens 25 Prozent Rabatt
                  auf ukrainisches Getreide eingeräumt.123

               Moskau sah die Teilnahme am Getreideabkommen für Russland einerseits als unvorteilhaft
                  an.124 Anderseits verknüpfte es sie aber mit der Erwartung einer direkten Gegenleistung
                  Ankaras im Hinblick auf dessen Positionierung im Ukrainekrieg. Dies betrifft überwiegend
                  den wirtschaftlichen Bereich, etwa Möglichkeiten des Parallelhandels sowie Ankaras
                  Haltung zu Sekundärsanktionen.125 Der Krieg in der Ukraine hat den Wert der Türkei für Russland zweifelsohne erhöht,
                  vor allem was den Handel und die Energiebeziehungen angeht. Umgekehrt verhält es sich
                  ähnlich: Seit Russland im Juli 2023 seine Teilnahme am Getreideabkommen suspendiert
                  hat, bemüht sich die türkische Seite, es zum Wiedereinstieg zu bewegen. Ankara braucht
                  Moskau ebenso. Anstatt, wie zuvor angekündigt, den russischen Präsidenten in der Türkei
                  zu empfangen, ist Erdoğan selbst am 4. September nach Sotschi zu Putin gereist. Für
                  Ankara steht noch immer viel auf dem Spiel. Die Wiederbelebung des Abkommens ist für
                  die Türkei wichtig – für ihre eigene Wirtschaft, ihre Positionierung im Nahen Osten
                  und in Afrika, für die Stabilität im Schwarzen Meer sowie für ihre Vermittlerrolle
                  zwischen Russland und der Ukraine. 
               

               Für die Ukraine stellt Ankaras Zusammenarbeit mit Moskau und damit die fehlende Exklusivität
                  ihrer Beziehungen zur Türkei politisch gesehen ein Problem dar. Offiziell und namentlich
                  auf Ebene der Präsidenten steht die Türkei in der Ukraine zwar nicht in der Kritik;
                  in der ukrainischen Expertengemeinde gibt es jedoch einige Streitfragen und Vorbehalte
                  gegenüber Ankara. So werden zum Beispiel dessen Bestrebungen, einen Waffenstillstand
                  zu erreichen, als »kontraproduktiv« für die Ukraine angesehen. Es wird nämlich postuliert,
                  eine Niederlage Russlands auf dem Schlachtfeld sei Voraussetzung für Verhandlungen
                  mit Moskau.126 Zudem wirft das ambivalente Verhältnis der Türkei zu Russland einen großen Schatten
                  auf die Wahrnehmung Ankaras in der Ukraine. Als Folge von dessen Gleichgewichtspolitik
                  wird die Bedeutung der Türkei als »strategischer Verbündeter« in der Ukraine zunehmend
                  in Frage gestellt. Gleichwohl bleibt sie ein »unentbehrlicher Vermittler« für die
                  Ukraine.127

            

         

      

   
      
         
            
               Ankaras Sicherheitsprioritäten

               Den westlichen Verbündeten Ankaras hat der Ukrainekrieg ein Bild der Türkei in Erinnerung
                  gerufen, das sie als unverzichtbaren und zugleich unzuverlässigen Partner charakterisiert.128 Die Erwartung, dass der 24. Februar 2022 einen neuen Kalten Krieg bedeuten würde
                  und damit keinen Raum für Partikularinteressen ließe, hat sich nicht bewahrheitet.
                  Stattdessen musste sich die Nato mit der fehlenden Zustimmung der Türkei (und Ungarns)
                  zur Norderweiterung des Bündnisses auseinandersetzen.
               

               Es ist nicht das erste Mal, dass die Türkei die Aufmerksamkeit des Bündnisses auf
                  ihre eigene Bedrohungswahrnehmung lenkt.129 Schon zuvor hatte Ankara versucht, den Verteidigungsplan der Nato für Polen und die
                  baltischen Staaten mit der Forderung zu blockieren, dass vorher die kurdische YPG-Miliz
                  in Nordsyrien als Terrororganisation eingestuft werden müsse.130 Darüber hinaus formulierte der damalige türkische Verteidigungsminister Akar bereits
                  im März 2022 beim Treffen mit seinen Nato-Amtskollegen die Erwartung, die Bündnispartner
                  müssten zusammenarbeiten, um »gegen Terrororganisationen wie PKK/ YPG, ISIS und FETÖ
                  vorzugehen«.131

               Man musste damit rechnen, dass die türkische Seite bei der Nato-Norderweiterung ihre
                  geostrategische Unverzichtbarkeit als machtpolitischen Hebel nutzen würde. Bereits
                  im ersten Telefonat mit US-Präsident Joe Biden nach Ausbruch des Krieges in der Ukraine
                  äußerte Erdoğan am 10. März 2022 die Hoffnung, dass die Restriktionen gegen die türkische
                  Rüstungsindustrie aufgehoben würden.132 Dabei geht es um die Sanktionen, die die USA 2020 gegen die Türkei verhängt haben,
                  nachdem diese das russische S‑400-Luftabwehrsystem 2017 gekauft hatte. Aus Ankaras
                  Sicht ist der Erwerb des S‑400 eine Folge der engen Zusammenarbeit zwischen den USA
                  und der Kurdenmiliz YPG in Syrien.133 Der seit mehreren Jahren anhaltende Streit zwischen den USA und der Türkei über den
                  kausalen Zusammenhang des S‑400-Kaufes mit der YPG-Frage bleibt weiterhin ein »Dialog
                  der Gehörlosen«.134

               Ein weiteres Anliegen Ankaras gegenüber den USA besteht darin, 40 neue F‑16-Kampfflugzeuge
                  und 79 Modernisierungspakete für die schon vorhandenen Systeme zu erwerben. Medienberichten
                  zufolge soll der Verkauf von F‑16-Kampfflugzeugen an die Türkei im Zusammenhang stehen
                  mit deren Zustimmung zur Nato-Norderweiterung.135 Für die Biden-Administration würde ein solcher Verkauf sowohl den Sicherheitsinteressen
                  der USA entsprechen als auch denen der Nato.136 Allerdings war der damalige Vorsitzende des Ausschusses für auswärtige Beziehungen
                  des US-Senats, Bob Menendez, strikt dagegen.137 Die Gründe für seinen Widerstand waren vielfältig: Erdoğans autoritäre Wende, seine
                  engen Beziehungen zu Putin, türkische militärische Operationen in Nordsyrien, Ankaras
                  Unterstützung für Baku im Krieg zwischen Aserbaidschan und Armenien 2020 um Karabach
                  und sieben umliegende Regionen, die seit dem Ersten Karabach-Krieg in den 1990er Jahren
                  von Armenien besetzt waren, Streit in der Ägäis mit Griechenland sowie die türkische
                  Politik gegenüber Zypern.138 Nach einer Anklage wegen Bestechung musste Menendez im September 2023 zurücktreten.
                  Zum jetzigen Zeitpunkt (Oktober 2023) stellt sich die Frage, wie weit verbreitet seine
                  Haltung zur Türkei in Washington ist. Einerseits ist sein Abgang ein günstiger Zeitpunkt
                  für das F‑16-Geschäft, anderseits ist der Verkauf immer noch an Themen geknüpft wie
                  die Beziehungen zwischen der Türkei und Griechenland, die türkische Politik in Syrien
                  und den Beitritt Schwedens zur Nato.139

               Für Ankara hat das Schwarze Meer im Vergleich zu anderen Konfliktzonen eine geringere
                  sicherheitspolitische Bedeutung.
               

               Der Krieg in der Ukraine hat nicht nur die geostrategische Unverzichtbarkeit der Türkei
                  unterstrichen, sondern zugleich die Kluft zwischen den Bedrohungswahrnehmungen Ankaras
                  und denen seiner Bündnispartner sichtbar gemacht. Zum einen unterscheidet sich die
                  türkische Definition von Terrorismus von derjenigen im Westen.140 Zum anderen wird auch der Ukrainekrieg unterschiedlich gewichtet: Für die Türkei
                  hat das Schwarze Meer im Vergleich zu anderen Konfliktzonen in ihrer Nachbarschaft
                  eine geringere sicherheitspolitische Bedeutung.
               

               An erster Stelle stehen für Ankara Syrien und Irak, da es dort seine eigene Sicherheit
                  bedroht sieht. Höchste Priorität hat für Ankara weiterhin Syrien, wo es um die Bekämpfung
                  der kurdischen Autonomie geht; hinzu kommen circa 4 Millionen Flüchtlinge aus Syrien,
                  die in der Türkei leben.141 In Syrien selbst bleibt die Türkei auf die Zusammenarbeit mit Russland angewiesen.142 
               

               Zweitens hat das östliche Mittelmeer für Ankara Vorrang vor dem Schwarzen Meer. Im
                  östlichen Mittelmeer treffen komplexe Aspekte der ungelösten Zypernfrage, der türkisch-griechische
                  Streit über die Inseln sowie der Libyenkonflikt aufeinander. Obwohl das Zypernproblem
                  und die Auseinandersetzungen zwischen der Türkei und Griechenland in der Ägäis eine
                  lange Geschichte haben, ist die Situation in jüngster Zeit deutlich problematischer
                  geworden – nicht zuletzt weil die EU an Einfluss auf die Gestaltung der türkischen
                  Außenpolitik verloren hat.143 Darüber hinaus hängen die bestehenden Konflikte mit Erdgasvorkommen im östlichen
                  Mittelmeer zusammen, was auch in der türkischen »Blue Homeland«-Doktrin zum Ausdruck
                  kommt.144 
               

               Der Krieg in der Ukraine steht nach Syrien und dem östlichen Mittelmeer für die Türkei
                  an dritter Stelle der Sicherheitsprioritäten. Er fällt für sie in die Kategorie »regionaler
                  Konflikt«.145

               

               

            

         

      

   
      
         
            Schlussfolgerungen und Empfehlungen

            Seit über einem Jahrzehnt nimmt die politische Führung der Türkei die weltpolitische
               Lage als multipolar wahr.146 Diese Auffassung spiegelt sich auch in der öffentlichen Meinung in der Türkei wider.
               In einer vom European Council on Foreign Relations im Februar 2023 veröffentlichten
               Umfrage betrachten 55 Prozent Russland, 53 Prozent die EU, 51 Prozent die USA und
               47 Prozent China als einen notwendigen Partner, mit dem die Türkei strategisch zusammenarbeiten
               müsse.147 Allerdings wird der Türkei in der Wahrnehmung ihrer Partner nicht unbedingt die gleiche
               strategische Bedeutung zugesprochen. So betrachten nur 31 Prozent der Befragten in
               neun EU-Ländern und 29 Prozent in den USA die Türkei als einen notwendigen Partner.
               Dabei haben 44 Prozent in den USA und 41 Prozent in den neun EU-Staaten keine Antwort
               auf die Frage, wie ihre Beziehungen zur Türkei einzuordnen sind.148

            Zur im Westen herrschenden Verwirrung über die strategischen Ziele der Türkei hat
               sicherlich Erdoğans Rhetorik viel beigetragen. Ein Paradebeispiel ist das zunehmende
               Interesse Ankaras an der Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit (SOZ).149 Seit 2012 ist die Türkei Dialogpartner der SOZ, was unter dem Status eines Beobachters
               liegt. Im September 2022 nach dem SOZ-Gipfel in Usbekistan hat Erdoğan gesagt, die
               Türkei wolle eventuell Mitglied werden. Erdoğan selbst präsentiert sein Interesse
               an der SOZ als Alternative zur EU, wie bereits 2013 deutlich wurde, als er erklärte:
               »Wenn wir der SOZ beitreten, werden wir uns von der EU verabschieden.«150 Im Westen wird die SOZ jedoch auch als »Nato-Konkurrent« gesehen, Ankaras gesuchte
               Annährung an sie folglich als »Bruch mit dem Westen« interpretiert.151

            Diese Darstellung der SOZ im westlichen Diskurs als eine gegen den Westen gerichtete
               Allianz ist allerdings irreführend. Einerseits übersieht ein solches Verständnis der
               SOZ die Vielfalt ihrer Mitglieder und deren Interessen, die nicht in das Blockparadigma
               passen.152 Anderseits ist die SOZ kaum mit der Nato zu vergleichen, weil sie kein Militärbündnis
               mit kollektiver Verteidigungsverantwortung ist. Drittens ist die Debatte um das Interesse
               der Türkei an der SOZ als einer »Alternative zum Westen« insofern problematisch, als
               die EU und die Nato dabei verknüpft werden. Das Verhältnis zwischen der Türkei und
               dem Westen ist ohne Zweifel ambivalent; nicht zuletzt daraus hat sich in der Selbstwahrnehmung
               der Türkei eine Sonderrolle entwickelt, »weder West noch Ost«.153

            Dies trifft aber gerade auf die sicherheitspolitische Verankerung des Landes nicht
               zu. Denn für die Türkei ist die Nato schwer ersetzbar. Umgekehrt ist die Mitgliedschaft
               der Türkei für die Nato ebenfalls wichtig. Ankaras Austritt würde nicht nur gravierende
               symbolische und operative Auswirkungen auf die Allianz haben, sondern gleichermaßen
               die nukleare Abschreckung erschweren.154 So wie in Belgien, den Niederlanden, Italien und Deutschland sind auch in der Türkei
               Atomwaffen der USA stationiert. Eigene Atomwaffen hat Ankara nicht. Nach Ansicht des
               Sicherheitsexperten Sinan Ülgen wird dies auch so bleiben, solange Ankaras Sicherheitsbeziehungen
               zu den USA und zur Nato nicht zusammenbrechen.155

            Das türkisch-amerikanische Verhältnis ist somit zentral für die sicherheitspolitische
               Verankerung der Türkei in der Nato.156 Das Problem ist jedoch, dass sowohl Ankara als auch Washington die Regionalpolitik
               des jeweils anderen als Herausforderung der eigenen Interessen ansehen, sei es im
               Nahen Osten, im östlichen Mittelmeerraum oder in der Schwarzmeerregion.157 Diese Spannungen werden wahrscheinlich anhalten, dürften aber beherrschbar sein:
               Denn wenn es eine Lehre aus den geopolitischen Divergenzen zwischen Ankara und seinen
               westlichen Partnern gibt, dann die, dass die Türkei im Gegensatz zu Russland keine
               grundsätzliche Konfrontation mit dem Westen anstrebt.158 Dementsprechend existieren erhebliche Unterschiede zwischen dem antiwestlichen Denken
               in der Türkei und in Russland, wobei Letzteres systemisch und Ersteres regionalspezifisch
               ist.159 Gerade im sicherheitspolitischen Bereich konzentriert sich die strategische Ausrichtung
               der Türkei auf die Nato bzw. bleibt auf diese begrenzt.
            

            Mit Blick auf die Schwarzmeerregion sollten die westlichen Partner Ankaras die besondere
               Rolle der Türkei anerkennen, die sich aus ihrer Nato-Mitgliedschaft und ihren Beziehungen
               zu Russland ergibt. Mindestens zwei Gründe sprechen dafür: Erstens bestanden bereits
               während des Kalten Krieges bilaterale Beziehungen zwischen der Türkei und der Sowjetunion.
               Und unabhängig vom weiteren Verlauf des Krieges in der Ukraine wird die Türkei ihre
               Beziehungen zu Russland voraussichtlich nicht ändern.160 Zweitens ist der Dialog Ankaras mit Moskau auch für den Westen nicht ohne Nutzen.
               Es war nicht nur die geografische Lage der Türkei, die Ankara die Federführung bei
               der Schwarzmeer-Getreide-Initiative verschafft hat. Sein Verhältnis zu Moskau war
               dabei ebenfalls nicht unwichtig. Außerdem geht es nicht nur um das Getreideabkommen.
               Neben den Verhandlungen zwischen Russland und der Ukraine im März 2022 war die Türkei
               auch Gastgeber der Gespräche zwischen den Geheimdienstchefs Russlands und der USA
               im November 2022.161

            Die Anerkennung der Sonderrolle der Türkei in der Schwarzmeerregion würde bedeuten,
               über den Rahmen der Nato und der EU hinauszudenken. Im Hinblick auf maritime Sicherheit
               könnte es hilfreich sein, das Potenzial der von Ankara geleiteten Initiativen wie
               BlackSeaFor und Black Sea Harmony zu würdigen und sie als Rahmen zu betrachten, in
               dem Fragen wie Seenotrettung, Bekämpfung der organisierten Kriminalität, Folgen der
               Umweltverschmutzung und Schutz der Fischerei behandelt werden können.162

            Da der Krieg in der Ukraine auch überregionale Auswirkungen hat, sollte Deutschland
               erwägen, eine Dialogplattform mit der Türkei einzurichten, die nicht durch den EU-Beitrittsprozess
               der Türkei überlagert wird. Es gibt verschiedene Modelle, die in Betracht kommen könnten,
               zum Beispiel das Format der Hochrangigen Kooperationsräte (High Level Cooperation
               Councils), die die Türkei mit mehr als 20 Ländern unterhält, oder der von Ankara und
               Washington im April 2022 ins Leben gerufene Strategische Mechanismus.163 Eine solche Plattform würde der Türkei und Deutschland die Chance eröffnen, bilaterale
               Fragen anzugehen und Kooperationsmöglichkeiten in Regionen von gemeinsamem Interesse
               auszuloten.
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